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feklamation über die Klaſſeuſtener. 


Seiten der ſtädtiſchen Behörden zu Stet⸗ 


tin find den Bürgern die Steuer-Veranlagungen 
zugeſchickt, worin feſtgeſtellt iſt, wieviel Jeder an 
Staateſteuer und wieviel an kommunalem Zuſchlag 
zu zahlen babe. Viele Bürger fühlen ſich durch 
dieſe Veranlagung zu ſehr belaſtet, fie wollen da- 
gegen reklamiren. Zur Orientirung für die geehrten 
Mitbürger bemerken wir Folgendes: Reklama⸗ 
tionen gegen die Klaſſenſteuer bezw. 
gegen den kommunalen Zuſchlag zu derſelben müſſen 
im Laufe des Mai, alſo ſpäteſtens bis zum 
31. Mai, bei dem Magiſtrate, Abtheilung für Steuer⸗ 
verwaltung, eingereicht werden. 

Der folgende Ueberblick giebt an, wieviel ein 
Jeder nach ſeinem Einkommen zu zahlen hat. Wir 
betten darnach einen Jeden, feinen Steuerzektel zu 
prüfen und nachzuſehen, ob die zu zahlende jährliche 
Steuer ſeinem Einkommen entſpricht. Die Staats- 
ſteuer gilt für den ganzen Staat, wenn das Ein⸗ 


kommen unter 420 Mark beträgt, jo iſt es ſteuer⸗ 


Der Zuſchlag in Stettin ſoll nach dem vom 
giſtrat vorgelegten und von den Stadtverord⸗ 
en genehmigten Etat für das nächſte Jahr 133 ½ 
pCt. der Staatsſieuer betragen, danach iſt die Kom- 
munalſteuer berechnet. \ 

Es entſprechen demnach an jährlichen Steuern 


5 Einkommm Staatsſteuer Kommunalſteuer 
8 von a in Stettin 


420 bis 660 M. M. 1. 4 M. — Pf. 
2 660 900 — 2 
8.000 - 1090. 8. eee 


3 5 = — 2 70 
ee eee 
e 8 56 40 
91800 2100 40 32 48 — 
„492100 2400 46 8 64 — 
112400 2700 57 60 80 — 

122700 3000 - er 127.96 ae a 
Wir bitten, dieſe Nachwelſung aufzubewahren. 


Jedes Einkommen von mehr als 30.0 Mark zahlt 
Einkommenſteuer, für welche ein anderer Modus der 
Reklamation gilt. 

Jeder Bürger wird hiernach prüfen können, 
ob eine Reklamation geſetzlich begründet und zu⸗ 
läffig it. Es iſt dringend wünſchenswerth, daß 
unnütze Reklamationen vermieden werden, daß aber 
le berechtigten Reklamationen ſo eingereicht wer— 
en, daß fie auch unzweifelhaft zur Geltung kom- 
en und daß der Beweis für die behaupteten 
Thatſachen beigebracht werde. Jeder Reklamant 
muß übrigens trotz der Reklamation die veranlagte 
Steuer bis zum Entſcheide auf ſeine Reklamation 
bezahlen. 

Bei der Reklamation muß nun zunächſt an⸗ 
gegeben ſein, wie hoch ſich das Einkommen des 
Reklamanten jährlich belaufe. Bet den Beamten 
iſt bier das Gehalt und etwaige Miethsentſchädi⸗ 
gung ꝛc., ſowie das Einkommen aus Zinſen, Qua- 
liſikationen c. anzugeben; bei Gewerbetreibenden 
muß nach dreijährigem Durchſchnitte das Neinein- 
ommen, nach Abzug der gehabten Unkoſten für 
keneinkäufe, Löhne, Miethe berechnet werden, 
darf die Miethe für die Privatwohnung, der 
Lohn des Dienſtmädchens, ſowie Alles, was für den 
Unter halt der eigenen Familie dient, nicht in Abzug 
gebracht werden. N 


— — 


5 Deutichlend. 

e Berlin, 1. April. Der Bundesrath tritt 
am Sonnabend dieſer Woche wieder zu einer Ple- 
narfigung zuſammen. Den Hauptgegenſtand der 
Tagesordnung wird der Bericht der Ausſchüſſe bil- 
den, welcht mit der Vorberathunz des Geſetzent⸗ 
wurfs über die Erhebung von Reichsſtempelabgaben 
beauftragt worden. \ 

Das „Tageblatt“ meldete bereits am Sonn- 
tag, die Vorlage wegen Bethelligung bes Reiches 
an der Südſer⸗Handelsgeſellſchaft jei dem Bundes⸗ 
ralbe zugegengen. Die Meldung hat ſich bis jetzt 
aber nicht beſtätigt, und wenn das „Tageblatt“ be⸗ 
reits berichtet, was angeblich in den Motiven ent⸗ 
halten ſei, ſo iſt zu bemerken, daß dieſelben noch gar 
nicht feſtgeſtellt find, folglich auch Niemand ſchon 
bekannt ſein können. 


In der heutigen „Poſt“ wird die Konvertirung 


der 4 zprozentigen Pfandbriefe in Aprozentige durch 


ein Eingeſandt lebhaft empfohlen. Derartige Kon- 
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vertirungen ſind nun nichts Neues, auch nicht bei 
den Landſchaften, deren verſchiedene ſolche Maß⸗ 
regeln theils durchgeführt, theils eingeleitet haben. 
Es würde übrigens, wie ich höre, weiteren Anträ⸗ 
gen nach dieſer Richtung, ſobald ſie eine ſichere Baſis 
nachzuweiſen im Stande find, kein Widerſpruch maß⸗ 
gebenden Orts entgegengeſetzt werden. 

Nach einer vom Kriegsminiſterium aufgeſtellten 
Nachweiſung hat die Armee gegenwärtig 378 Gar- 
niſonen mit Ausſchluß der baieriſchen und würtem⸗ 
bergiſchen. 

In den Konſiſtorlen treten mit dem 1. April 
mehrfache Veränderungen ein. Wie ich höre, iſt 
der Konſiſtorialrath v. Diepenbrock⸗Grüter in Mün⸗ 
ſter penfionirt worden. An ſeine Stelle tritt der 
Konſiſtorialrath von Weſthoven, bisher in Berlin, 
der wiederum durch den Hofkammerrath Arnold er- 
jest wird, welcher ſchon früher dem Konſiſtorium 
von Brandenburg angehörte. In die Hofkammer 
wird zum Erſatz der Konſiſtorial-⸗Aſſeſſor v. Wolf 
befördert. Der Konſiſtorialrath Mayerhof vom Ber- 
liner Konſiſtorium iſt in das Reichspoſtamt verſetzt 
worden. 

Aus induſtriellen Kreiſen Aachens wird die 
Thätigkeit der Tuchfabriken als bedeutend in der 
Zunahme begriffen geſchildert, denn außer den ſort⸗ 
geſetzten Aufträgen für Amerika bat fi‘ der Export 


nach Oeſterreich auch ziemlich anſehnlich entwickelt. 
Der Konſum für den deutſchen Markt nimmt eben 


falls zu, und es kann daher die Induſtrie hoff 
nungsvoll in die Zukunft ſehen. Weiter wird be⸗ 
merkt, daß Alles darauf hindeutet, daß auch das 

innereigewerbe einer Beſſerung entgegengeht 


licht auf den nun eingetretenen Iilolckelnggegang 
des geſchäftlichen Verkehrs, der für rationell gehal- 
ten werden kann, der Glaube berechtigt iſt, daß die, 
wenn auch nur langſame, aber immerhin erkennbare 
Beſſerung im Bezirk Elberfeld voll und Dauer ver⸗ 
ſprechend iſt. Nicht allein haben ſich für die Guß⸗ 
eiſeninduſtrie ertragreiche Verhältniſſe eingeſtellt, 
ſondern auch die Beſſerung in anderen Induſtrie- 
zweigen führt zu der Annahme, daß der Marlt 
ſeine normale Geſtalt wiedergewinnen wird. Ein 
Kriterium allgemeiner Beſſerung iſt übrigens die 
Einmüthigkeit, mit der Vertreter einzelner Induſtrien 
ſich zu Preiserhöhungen zuſammengethan haben. — 
Berichte, welche ſich ähnlich ausſprechen, liegen aus 
mehreren Fabrilſtädten der Rheinprovinz vor, z. B. 
aus Krefeld. Von dort wird über die günſtige 
Lage des Rohſeidengeſchäfts, der Seidenwaarenfabriken 
und des Twiſtgeſchäfts berichtet und die Situation 
als eine geſunde bezeichnet. 

Auf Grund eines Berichts eines Provinzial⸗ 
Schulkollegiums hat der Kultusminiſter erklärt, daß 
ſelbſtverſtändlich die Berichte über die ertheilten 
Ausnahme -Genehmigungen zur Anwendung des be- 
ſchränkten Submiſſionsverfahrens oder des Verdings 
aus freier Hand nur von derjenigen Behörde zu er⸗ 
ſtatten ſind, welche als bauleitende Inſtanz dieſe 
Ausnahme -Genehmigungen ertheilt hat. Nach früher 
ergangenen Beſtimmungen ſeht die Bauleitung auch 
für die zum Gefchäftsbereih der Provinzial⸗Schul⸗ 
kollegien gehörigen Bauaus führungen den betreffen⸗ 
den Bezirksregierungen zu. Es wird daher die Vor⸗ 
lage der bezüglichen Nachweiſungen aus ſchließlich 
Sache dieſer Behörden ſein. 

Berlin, 1. April. Der „Hildesheimer Zei- 
tung“ werden von einer Seite, bei der fie die vollſte 
Kenntniß des Sachverhalte vorausſetzen zu dürfen 
glaubt, einige auf die Verlobung der Prinzeſſin 
Friederike von Hannover mit dem Rittmeiſter Frei- 
herrn von Pawel-Ramminzen bezügliche Mitthei⸗ 
lungen, welche in letzter Zeit in der Preſſe kurſir⸗ 
ten, als unzutreffend bezeichnet. Falſch iſt es hier⸗ 
nach vor Allem, daß mit alleiniger Ausnahme der 
Königin Viktoria ſämmtliche Mitglieder der dem 
Haufe Hannover jo nahe verwandten engliſchen Kö— 
nigsfamilie entſchiedene Gegner der Verlobung ſeien 
oder geweſen ſeien. Zur Begründung dieſes De⸗ 
mentis wird angeführt, daß Herr von Pawel-Ram⸗ 
mingen ſchon ſeit einiger Zeit Gaſt des Herzogs 
von Connaught iſt, der auch die Prinzeſſin Frieie- 
rike vor Kurzem zu ſich eingeladen hatte. Ferner 
hat Prinz Leopold mit in dem Konſeil geſeſſen, wel⸗ 
cher offiziell die Verlobung genehmigt hat, und da zu 
dieſer Genehmigung Einſtimmigkeit erforderlich war, 
ſo muß auch dieſer Prinz ſich zuſtimmend geäußert 


und 


haben. Ferner beſtreitet der Gewährsmann des 
Hildesheimer Blattes, daß die Prinzeſſin zu einer 
gültigen Verlobung die Genehmigung des Herzogs 
von Cumberland bedurft habe; dieſe Genehmigung 
ſei denn auch gar nicht nachgeſucht worden. Von 
Intereſſe iſt indeſſen die Nachricht, daß die Verlo- 
bung der Prinzeſſin Friederike von Hannover (die 
zugleich engliſche Prinzeſſin iſt) bei einem Diner in 
Windſor von der Königin in aller Form proklamirt 
worden iſt. 

— Der Reichskanzler Fürſt Bismarck hat 
viele Berliner an ſeinem geſtrigen Geburtstage in 
den April geſchickt, denn von allen Seiten war be- 
hauptet, daß er dieſen Tag in Friedrichsruhe er- 
leben würde. Indeſſen hat der Fürſt die projektirte 
Reiſe einſtweilen wieder aufgegeben. Schon vom 
frühen Morgen an gingen dem ſeinen 65. Ge— 
burtstag Feiernden von Nah und Fern Glückwünſche, 
Telegramme und Schreiben zu. Unter dieſen Gra- 
tulanten befand ſich auch, wie alljährlich, der König 
von Baiern. Unſer Kaiſer war einer der Erſten, 
die dem Fürſten ihren Glückwunſch ſandten, gleich- 
zeitig erfreute der dienſtthuende Flügeladjutant den 
Helden des Tages durch die Nachricht, daß der 
Kaiſer perſönlich Nachmittags 3 Uhr feinen Glüd- 
wunſch überbringen werde. 

Da der Reichskanzler gern ſpät dem Bette 
entſteigt, ſo fanden ſich bei ihm erſt gegen 10 Uhr 
fein Schwiegerſohn Graf Rantzau mit Gemahlin 
und dem „kleinen Otto“, welch letzterer ein Sträuf- 
chen überreichen mußte, zur Gratulation mit der 
Fürſtin und dem Grafen Herbert ein. 

Gegen 12 Uhr erschien der Kapellmeiſter Don- 
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Srpski zu fich in ſein Arbeitozimmer rufen 
und ſtattete ihm ſeinen Dank für die Ovation aus. 
Das war aber keine ſo leichte Sache, denn der 
große Schwarze Reichshund ſchien, wahrſcheinlich ſehr 
erregt durch das ausnahmsweiſe im Palais herr— 
ſchende lebhafte Treiben — für gewöhnlich herrſcht 
ja Todtenſtille in demſelben — durchaus nicht ge- 
willt, Meiſter Dannenfelzer ungehindert bei ſeinem 
Herrn eintreten zu laſſen, und erſt nachdem ſein 
Gebteter den Schwarzen beruhigt, konnte der Ka- 
pellmeiſter die ihm dargereichte Hand ergreifen. Der 
Chef eines hieſigen Bankhauſes, der mit wunder- 
barem Geſchick die kleinen Paſſionen der großen 
Männer zu erforſchen weiß, überraſchte den Fürſten 
mit einem koſtbaren Pfeifenſtänder, ſo daß die lange 
Reihe der großen Pfeifen von jetzt ab nicht mehr 
an den Wänden, ſondern auch in nächſter Nähe 
des Rauchers, wie immer ſtets geſtopft, ſtehen und 
hängen kann. 

Nachmittags ſchickte faſt das geſammte diplo⸗ 
matiſche Korps ſeine Karten, die Miniſter und viele 
Räthe ſtatteten perſönlich ihre Glückwünſche ab, 
ebenſo die Damen und Kavaliere des Hofes. Um 
3 Uhr fuhr die bekannte offene zweiſpännige Ka⸗ 
leſche unſeres Kaiſers in den Vorhof ein. Fürſt 
Bismarck, der ſich für dieſen Moment in die Uni- 
form feines Magdeburgiſchen Küraſſier-Regiments 
geworfen hatte, empfing den Monarchen, den De— 
gen der Küraſſiere an der Seite und den Stahl- 
helm in der Hand, im Veſtibül und führte ihn in 
ſeinen Salon, wo der Monarch länger als eine 
halbe Stunde verweilte. 

Wie man erzählte, ſtellten ſich pünktlich auch 
die alljährlich von den Getreuen in Jever gejand- 
ten 101 Kibitzeier ein, ebenſo ein Faß Bockbier 
einer hieſigen Brauerei; außerdem zahlreiche Blu— 
menſpenden in allen nur erdenklichen Formen. 

— Die „Prov. Korr.“ beſchäftigt ſich heute mit 
der finanziellen Aufgabe des Reichstags Sie 
mein“, es wäre ſehr beklagenswerth, wenn die Brau- 
ſteuer diesmal eine Ablehnung erfahren ſollte. In 
der ausdrüdlichen Ablehnung würde entweder ein 
grundjäglicher Widerſpruch gegen die von den ver- 
bündeten Regierungen eingeleitete und für in hohem 
Grade wünſchenswerth, ja für unumgänglich crach⸗ 
tete Steuerreform erblickt werden müſſen, oder aber 
der Meinungsausdruck des Reichstages, daß bei der 
Vermehrung der Einnahmen des Reiches die Be— 
ſteuerung des Bieres als geeignetes Mittel nicht in 
Betracht kommen könne. Es ſcheine jedoch nicht 
zuläſſig, entweder die eine oder die andere dieſer 
Willensmeinungen dem Reichstage beizumeſſen, welche 
gleichwohl die Verwerfung 85 Vorlage allein er- 
klären würden. Es könne nicht angenommen wer 


den, daß der Reichstag in ſeiner Mehrheit die große 
und wohlthätige Maßregel der Steuerreform, zu der 
er durch ſeine vorjährigen Beſchlüſſe den Grund 
gelegt, jetzt unterbrechen und das halb begonnene 
Werk unvollendet liegen laſſen wolle. Der Artikel 
ſchließt mit folgenden Worten: 

Unter den dargelegten Umſtänden iſt die Er- 
wartung wohl berechtigt, daß der Reichstag, wenn 
er in die zweite Berathung der Brauſteuervorlage 
ohne kommiſſariſche Vorbereitung eintritt, ſich die 
Tragweite, welche der Entſchluß der Ablehnung ha⸗ 
ben würde, zum vollen Bewußtſein bringt. Der 
Entſchluß würde entweder die Erklärung des gegen- 
wärtigen Reichstags bedeuten, den Grundgedanken 
der Steuerreform ſeinerſeits fallen zu laſſen, oder 
aber die Erklärung, daß unter den vorhandenen 
Mitteln, die Reichs-Einnahmen genügend zu erbö- 
hen, andere vor der zuletzt oder gar nicht in Be- 
tracht kommenden Brauſteuer geſucht werden ſollen. 
Schwerlich kann die eine oder die andere Erklärung 
im Sinne des Reichstags liegen. 

— Die Gerüchte, welche von der Einführung 
einer Art „ruſſiſchen Parlaments“ zu erzählen 
wiſſen, wollen gar kein Ende nehmen. Jetzt kommt 
auch eine ſeit kurzer Zeit in Petersburg erſcheinende 
deutſch-ruſſiſche Korreſpondenz, welche von zuverläſ⸗ 
ſiger Seite erfahren haben will, daß der Präſident 
des ruſſiſchen Miniſterkomitees, Graf Waluſew, am 
28. März dem Kaiſer das Projekt der „Rath⸗ 
gebenden Verſammlung“ Sowieſchtzatelnoie 
Sobranje vorgelegt habe. Die Abgeordneten 
von Seiten des Zemſtwo, der Städte, des Adels 
und der Geiftlichfeit in Petersburg hätten unter 
dem Vorſitze des Präſtdenten des Minifterkomitees 
zu tagen und der Angelrgenbelten deralten 


er 


au 
die jene vier eſſerte betreffen, 197 daß in ou 
Staatsrath und das iniſterkomitee alle Meibs- 
angelegenheiten mit dem Beſchluſſe der „MHarbae 
benden Verſammlung gebracht würden. Die Zahl 


der Abgeordneten würde je vier aus jedem Gou- 
vernement ſein. Alle Angelegenheiten aus den Mi- 
niſterien und den Komitees würden der „Rato— 
gebenden Verſammlung“ vorgelegt. Sibirien, ver 
Kaukaſus, Polen und Finnland ſollten auch ihrer- 
ſeits Abgeordnete ſenden. Das Maniſeſt ſoll am 
17. April oder am 26. Auguſt publizirt werden 
Das wäre, wenn auch nicht viel, jo doch ſchon 
immerhin etwas. Indeß die Botſchaft hören wir 
wohl, allein uns fehlt der Glaube. 
Ausland. 

Paris, 31. Mic. Geſtern Abend fand bei 
dem bekannten ultramontanen Deputirten Keller eine 
Verſammlung von Senatoren und Deputirten flatz, 
der auch eine Anzahl hervorragender Mitglieder der 
nicht autoriſirten Kongregationen belwohnte. Ci: 
beſtimmter Beſchluß wurde nicht gefaßt, die Maße 
rität der Anweſenden vertrat aber die Anſicht, de 
keine Kongregation die ſtaatliche Autoriſation naa 
ſuchen dürfe. Eine zweite Verſammlung ſoll me 
gen beim Herzog Larochefoucauld-Biſaccia ftattfind: 
Eine natürliche Wirkung der Brandartikel der Hai- 
kalen Preſſe iſt, daß die radikalen Journale beren 
eine den Dekreten günſtigere Sprache führen. 8 : 
Journale der äußerſten Linken verlangen nur, d. 
die Regierung nunmehr wirklich feſt bleibe und it - 
Erlaſſe auch mit allen Konſequenzen rückſichtslos = 
Ausführung bringe. Sehr bemerkt wird, daß 
„Ordre“, das Organ des Prinzen Napoleon, 
Dekrete billigt, ebenſo alle dem Prinzen ergebe! 
bonapartiſtiſchen Provinzialblatter. Dagegen wüt 


der „Pays“ noch ſchlimmer als die rovaliſtiſo 


Blätter. 

Die offiziöſen Organe kündigen an, der fra 
zöſiſche Botſchafter in Wien, Teiſſerene de Bort, hau 
jetzt wiederholt um ſeine Abberufung erſucht, un 
zwar aus Geſundheitsrückſichten. 

Paris, 30. März. Daß die heute veröffen 
lichten Dekrete gegen die Jejuiten und die n. 
autoriſtrten Kongregationen den Radikalen vollſta - 
dig ungenügend erſcheinen und von denſelben me 
Entrüſtung aufgenommen würden, wußte man 
Voraus, dagegen herrſchten ſehr verſchiedene n 
ſichten über die Frage, welche Stellung die 
troffenen und ſodann das franzöſiſche Epiſte . 
ſowie die ultramontane Partei im Allgemeinen 
den Dekreten einnehmen würden. Dieſe Frage iſt 
nun bereits gelöſt, vorausgeſetzt, daß die Sp. ge, 
welche heute Abend ſämmtliche ultramontane Or- 
gane führen, den von den Betheiligten gefaßten 8e 
ſchlüſſen wirklich entſpricht. Danach ſtände zu 
warten, daß die Jeſuiten zuvörderſt alle Recht 
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anwenden und alle Inſtanzen durchlaufen und dann 


ſchließlich nur der Gewalt weichen werden. Es 
wäre ferner ebenfalls gewiß, daß keine der anderen 
nicht autorifirten Kongregationen der Aufforderung 
nachkommen, ihre Statuten vorlegen und ihre ganze 
innere Organiſation zur Kenntniß der Behörde brin⸗ 


gen wird, um die Bewilligung der ſtaatlichen Auto⸗ 


riſation nachzuſuchen. 

Wie ſchon telegraphiſch mitgetheilt, dürfte dieſe 
letztere Verſicherung der ultramontanen Organe 
mit Vorſicht aufzunehmen fein, da nach ander⸗ 
weitigen Informationen ein großer Theil der nicht 
autoriſirten Religionsgeſellſchaften entſchloſſen iſt, 
die von der Regierung verlangten Formalitäten zu 
erfüllen und die Bewilligung der ſtaatlichen Auto- 
riſation nachzuſuchen, obgleich oder vielleicht weil es 
beinahe zweifelhaft iſt, daß in den meiſten, wenn 
nicht in allen Fällen eine abſchlägliche Antwort er⸗ 
folgen wird. Man darf nämlich nicht vergeſſen, 
daß dieſe Autoriſation nur durch ein Geſetz erlangt 
werden kann, daß alſo die Regierung, nachdem ſie 
ſich dafür entſchieden hat, das Erſuchen dieſer oder 
jener Kongregation zu befürworten, zuvörderſt der 
Deputirtenkammer und ſodann dem Senate einen 
betreffenden Geſetzentwurf unterbreiten muß. Es 
würde dann alſo eine ganze Reihe von gewiß ſehr 
leidenſchaftlichen und auch großen Debatten über 
dieſe Geſetzentwürfe zu erwarten ſein, und es iſt 
kaum anzunehmen, daß die antiklerikale republifa- 
niſche Majorität der Deputirtenkammer auch nur 
eine einzige dieſer Autoriſationen votiren wird. 
Aber es würde dadurch auf lange Zeit eine heftige 
religiöſe Agitation im Gange gehalten und gerade 
dieſe Ausſicht dürfte die Chefs der ultramontanen 


Dieſelben entriſſen den Konſervativen 15 Sitze, das 
macht einen Unterſchied von 30 Stimmen bei einer 
Parlaments-Abſtimmung. Der konſervative „Daily 
Telegraph“ ſagt: „Im Ganzen ſind die Wahlen 
bedeutend durch die Bewunderer des Homerulers 
Parnell beeinflußt. Der geſtrige Ausgang iſt für 
die Konſervativen etwas ungünſtig, aber noch nicht 
hinreſchend, um einen Schluß auf die endgültige 
Entſcheidung des ganzen Landes zuzulaſſen. Der 
konſervative „Standard“ meint gleichfalls, der Aus⸗ 
gang des erſten Wahltages ſei für die Regierung 
etwas ungünſtig. Die Miniſter erhielten noch kein 
entſchiedenes Vertrauensvotum, ebenſo iſt der Fehl⸗ 
ſchlag aber auch kein wirklicher Tadel von Seiten 
der Mehrheit des Landes.“ 

Die bedenklichſte Seite des geſtrigen Wahlſieges 
der Liberalen iſt wohl darin zu ſuchen, daß derſelbe 
auf die noch ſchwankenden Wähler anderer Diſtrikte 
einen entſcheidenden Einfluß ausüben kann, ſo daß 
den Konſervativen Stimmen verloren gehen, welche 
bei einem ſofortigen erſten Erfolge ihnen zugefallen 
wären. Im Uebrigen darf man ſelbſt bei einem 
endgültigen liberalen Siege nicht überſehen, daß eine 
liberale Majorität bei den ſtarken Spaltungen in- 
nerhalb der Whigs uud ihrer Bundesgenoſſenſchaft 
mit den Homerulers an der feſter geſchloſſenen 
Partei der Konſervativen gleich vom erſten Tage 
der neuen Parlamentsſeſſien an einen ſtarken und 
gefährlichen Gegner beſitzt. 

Konſtantinopel, 31. März. Der Sultan 
hat den ihm vorgelegten Budgetentwurf nicht ge⸗ 
nebmigt und beräth ein aus ehemaligen Großveziren 
beſtehender außerordentlicher Rath abermals das 
Budget. 


Partei beſtimmen, die von den Dekreten betroffenen 


Kongregationen zu veranlaſſen, ſich zuvörderſt dem 
Erlaſſe der Regierung zu fügen. Was die weib⸗ 
lichen Kongregationen anbetrifft, ſo ſchreibt ſich die 
Regierung auf Grund der Geſetzgebung das Recht 
zu, unter Mitwirkung des Staatsrathes die nöthige 
Autoriſation durch Dekret zu ertheilen. Gewiſſe 
Orden, wie die der „ewigen Anbetung“ u. ſ. w. 
werden ſicherlich die Beſtatigung nicht erhalten, da⸗ 
gegen dürften die meiſten Nonnen, welche ſich mit 
der Krankenpflege oder mit Unterricht beſchäftigen, 
Ausſicht haben, von der Regierung autoriſirt zu 
werden. 

Die Jeſuiten werden, wie bereits bemerkt, kein 
Rechtsmittel unverſucht laſſen und ſchließlich nur 
der Gewalt weichen, man nimmt meiſtens an, daß 
ſie Mittel und Wege finden werden, das Geſetz zu 
umgehen und ihre Schulanſtalten zu behalten, wenn 
fie auch gezwungen fein werden, das Flöfterliche Le⸗ 
ben aufzugeben und äußerlich ihre Eigenſchaft als 
Jeſutten zu verbergen. Dieſe allgemein verbreitete 
Anſicht, daß es den Jeſuiten gelingen werde, trotz 
aller Dekrete weiter zu exiſtiren und ihre „für die 
Republik“ gefährliche Thätigkeit fortzuſetzen, wird 
von den Radikalen beſonders benutzt, um ihre An- 
ſchuldigungen gegen die Regierung zu rechtferti⸗ 
gen und nachzuweiſen, daß die heutigen Vetrete 
in der Wirklichkeit wenig oder gar nichts ändern 
werden. 


Paris, 31. März. Die Dekrete über die 
Ordensgemeinſchaften haben bei den Antiklerikalen 
im Ganzen genommen große Zufriedenheit erregt, 
zumal aus offiziellen Kreiſen verlautet, die Regie- 
rung werde die angeordneten Maßregeln mit aller 
Strenge durchführen. Daß die fremden Jeſuiten 
nicht ausgewiefen werden, iſt Herrn Freycinet zuzu⸗ 
ſchreiben, der durchaus nicht darauf eingehen wollte; 
er ſoll ſich dabei namentlich auf die Schritte, die 
der engliſche Botſchafter Lord Lyons zu Gunſten 
der Jeſuiten bei ihm gethan, berufen haben. Lord 
Lyons handelte bei dieſer Gelegenheit aber durchaus 
nicht als Vertreter ſeiner Regierung, ſondern er er- 
griff einfach Partei für die Jeſuiten, weil der 
Sohn ſeiner zum Katholizismus übergegangenen 
Schweſter, der Herzog von Norfolk, einer der Haupt⸗ 
führer der engliſchen Ultramontanen iſt und er ſelbſt 
mehr oder weniger nach dieſer Richtung neigt. Die 
heute dekretirten Maßregeln werden jedenfalls mit 
Nachdruck durchgeführt werden, da die Miniſter Le⸗ 
pere und Cazot die Sache jetzt in den Händen 
haben. 

Daß die nicht erlaubten Ordensgemeinſchaften 
den Entſchluß gefaßt haben, ihre Statuten nicht 
ein ureichen und nicht um die Ermächtigung einzu- 
kommen, war zu erwarten, weil die Statuten des 
größten Theiles derſelben derart ſind, daß ſie ſelbſt 
vor einer minder entſchloſſenen Regierung keine 
Gnade finden würden; dazu kommt, daß die Kam⸗ 
mer bei der Bewilligung der Ermächtigung das 
große Wort zu ſprechen hat. Die Ordensgemein⸗ 
ſchaften ziehen es deshalb vor, abzuwarten, ob die 
Regierung es wagen wird, ſte auseinanderzutreiben, 
wenn ſie der Aufforderung, ſich den Geſetzen zu 
fügen, keine Folge leiſten. Die Regierung wird in 
ihren Beſchlüſſen dadurch beſtärkt, daß alle Berichte, 
die man bis jetzt aus der Provinz erhalten hat, 
von dem überraſchenden Jubel ſprechen, welchen die 
Nachricht erregte, daß die Regiernng ſich jetzt end⸗ 
lich entſchloſſen hat, den Jeſutten und ihrem An- 
hange gegenüber Ernſt zu machen. 

London, 1. April. Die „Times“ ſchreibt, 
Niemand wird überraſcht fein, wenn de Oppoſttion 
durch die geſtrigen Wahlen ermuthigt iſt. Die 
Konſervativen müſſen dagegen eine ſehr ſchwece 
Entmuthigung zugeben. Heute wählen faſt alle an⸗ 
deren engliſchen Wahlflecken. Wenn die Fluth des 
Erfolges dabei ebenſo ſtark, wie geſtern für die Li⸗ 
beralen iſt, dann iſt die konſervative Majorität vom 
Jahre 1874 verſchwunden. Die geſtrigen Wahlen 
find um fo ominöſer, als den Konſervativen noch 
mehrere Verluſte in Irland und Schottland ſicher 
find. 

Die liberale „Daily News“ ſagt: Der erfte 
Wabltag brachte einen großen Sieg der Liberalen. 


Provinzielles. 


Stettin, 2. April. Die vor Kurzem vom 
landwirthſchaftlichen Klub bei der Regierung ange- 
regte Idee, zur Hebung der Landwirthſchaft, reſp. 
des landwirthſchaftlichen Gartenbaues und Land- 
verſchönerung im Allgemeinen Kreis-Ober⸗Gärtner 
anzuſtellen, hat ſeitens der Regierung das bereit- 
willigſte Entgegenkommen gefunden. Wie verlautet, 
ſollen zunächſt verſuchsweiſe in einigen Kreiſen 
Kreis-Ober- Gärtner angeſtellt werden, und vorläu⸗ 
fig ſind vier derartige Stellen geſchaffen worden, 
und zwar je eine in der Priegnitz und Altmark 
und zwei in Pommern. Die erſte dieſer Stellen 
in der Priegnitz wird ſchon im nächſten Monat 
beſetzt. 

— Es iſt neuerdings betreffs der Zulaſſung 
zum einjährigen freiwilligen Militärdienſt darauf 
hingewieſen worden, daß Jemand, der durch Auf⸗ 
nahmeprüfung die Reiſe für Oberſekunda nachweiſt, 
damit noch nicht die Berechtigung zum einjährigen 
Militärdienſt erhält, ſondern ſie erſt dann erwerben 
kann, wenn er dieſer Klaſſe angehört und dieſelbe 
ein halbes Jahr mit Erfolg beſucht hat. 

— Von dem Landes-Verein Pommern des 
Allgemeinen Deutſchen Jagdſchutz⸗Vereins iſt ſoeben 
ein neues Mitglieder-Verzeichniß ausgegeben. Wir 
entnehmen demſelben folgende Mittheilungen. 

Der Landes-Verein Pommern, deſſen Vorſtand 
Herr von Homeyer⸗Murchin iſt, zählt ein Ehren⸗ 
mitglied und 232 Mitglieder, welche letztere auf 
folgende Kreiſe ſich vertheilen : 

Kreiſe Bergen, Greifswald, Anklam, Uſedom⸗ 
Wollin 24, Kreiſe Franzburg, Grimmen 24, Kreis 
Damm 30, Kreis Ueckermünde 21, Kreis Randow 
und Stettin 7, Kreis Greifenhagen 6, Kreiſe Pp⸗ 
ritz, Saatzig, Naugard 9, Kreiſe Cammin, Greifen- 
berg 20, Kreiſe Regenwalde, Schivelbein 6, Kreis 
Dramburg 6, Kreis Neuſtettin 25, Kreiſe Belgard, 
Colberg, Köslin 19, Kreiſe Schlawe, Rummels- 
burg 4. 

20 Prämien wurden in Pommern vom 2. 
März bis 31. Dezember 1879 verliehen. 

— Nachdem bereits in der Nacht vom Mon- 
tag zum Dienſtag in dem Hauſe Krautmarkt 11 bei 
dem Lederhändler Pritz ein Einbruch verübt wor⸗ 
den iſt, wobei ein großer Poſten Wäſche und Bet- 
ten, ſowie ca. 700 M. baar Geld geſtohlen wurde, 
machte geſtern die in demſelben Hauſe wohnende 
Wittwe Boeſe die Anzeige, daß ihr in der Zeit 
vom 25.— 29. März aus ihrer Wohnung, welche 
mittelſt Nachſchlüſſels geöffnet war, aus einer ver- 
ſchloſſenen Reiſetaſche, welche in einem Spind ge- 
legen, zwei ſilberne Befiede, enthaltend Meſſer, Ga⸗ 
bel und Löffel, ein goldenes Medaillon mit einer 
langen. weißgrauen Haarſchnur, ein ſilberner Kin⸗ 
derlöffel, eine goldene Broche und ein goldener 
Siegelring geſtohlen ſind. Die Recherchen nach 
den Dieben ſind in beiden Fällen bis jetzt erfolg⸗ 
los geblieben. 

— Eine ſeltſame Adreſſe.) In Tempel- 
burg langte kürzlich ein Brief mit der folgenden 
Adreſſe an: 

An 

meinen Bruder, der eben ſo heißt, 

zarz, blau und roth kann färben, 

Er iſt zwar groß, doch garnicht ſtark, 

Auch nicht Soldat geweſen. 

Er ſtammt ſich aus dem Pommerland, 

Dramburg wird die Stadt genannt, 

Aus der er eingewandert kam, 

Adreſſ' kann drum nicht ſagen. 

Ein werthes Poſtamt bitt' deshalb, 

Den Bruder zu erfragen. 

Heide. 

Wie brauchen nicht 8 fügen, daß die 
Tempelburger Poſtbeamten es. angelegen ſein 
ließen, den neuzugewanderten Färbergeſellen Heide 
ausfindig zu machen, und daß ihnen dies bald ge⸗ 
lungen war. 

Cöslin 1. April. Vor längerer Zeit wurde 
ein Füſilier des hieſigen Bataillons ſteckbrieflich ver⸗ 
folgt, da er mehrere Tage über Urlaub ausgeblieben 
und ſich dadurch der Deſertion verdächtig gemacht 
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batte. Als er nach etwa zwei Wochen ſich wieder 
bet feinem Truppentheil einfand, wurde ihm natür⸗ 
lich der Prozeß gemacht und der Füſilier 14 Tage 
in ſlrengen Arreſt genommen. Hier ſollen ihm nun, 
ſelner Behauptung nach, die Füße erfroren fein und 
iſt es allerdings Thatſache, daß er am vergangenen 
Sonntag wegen abgefrorener Zehen entlaſſen wer⸗ 
den mußte. Da aber auf die Heizung der Arreit- 
zellen, wie uns Informirte verſichern, ſtets die größte 
Sorgfalt verwendet wird, fand die Behauptung des 
Füſiliers natürlich keinen Glauben und dürfte er 
ſein Unglück lediglich feinem eigenmächtig verlän⸗ 
gerten Urlaub, während deſſen er ſich wahrſcheinlich 
obdachlos umhertrieb, zuzuſchreiben haben. 

Stolp, 31. März. Wir haben heute wie⸗ 
derum über einen Selbſtmord, welcher in der vergan⸗ 
genen Nacht in einem bieſigen Gaſthofe verübt 
worden iſt, zu berichten Dort kehrte geſtern Abend 
gegen 10 Uhr ein ungefähr 26 Jahr alter Mann, 
dem Anſcheine nach ein reiſender Handwerksburſche, 
ein und ließ ſich ein Zimmer anweiſen, welches er 
auch nicht wieder verließ. Heute Morgen fand man 
ihn darin erſcheſſen vor und zwar deuteten feine 
Wunden auf 3 Schüſſe in den Mund. Bekleidet 
war der Unbekannte bei ſeiner Ankunft mit einem 
blauen Ueberzieher und Rock, ſchwarzer Hoſe und 
braunem Filzhut; Papiere, die über ſeine Perſön⸗ 
lichkeit hätten Auskunft geben können, ſind bei ihm 
nicht gefunden worden. Sein noch neuer Hut iſt 
indeß mit dem Fabrikſtempel „C. Ziemer —Cöslin“ 
verſehen und glaubt man hierdurch für weitere Er⸗ 
mittelungen Anhalt zu haben. 


Vermiſchtes. 

— Die brennende Orthographiefrage erhält 

durch die nachfolgende Thatſache, die aus einem 
niederheſſiſchen Kreisſtädtchen mitgetheilt wird, eine 
eigenthümliche Beleuchtung: Ein Herr gab auf dem 
dortigen Reichs⸗Telegraphen⸗Bureau eine Depeſche 
auf, in welcher u. A. das nach der bisherigen 
Rechtſchreibung 16 Buchſtaben zählende Wort 
„Kreisgerichtsrath“ vorkam. Obwohl ein Gegner 
der Puttkamer'ſchen Regeln, ſchrieb der Aufgeber 
doch das Wort ohne „h“ am Schluſſe, wodurch er, 
da 15 Buchſtaben noch für ein Wort zählen, ge⸗ 
rade 5 Pf. geſpart hätte. Der Telegraphenbeamte 
perhorrescirte indeſſen dieſe auf eine partikularſtaat⸗ 
liche Verfügung geſtützte Finanzoperation, verwies 
auf das Reglement, wonach ſprachwidrige Zuſam⸗ 
menziehungen und unorthographiſche Schreibarten 
zu dem Zwecke, eine Gebührenerſparniß zu erzielen, 
unzuläſſig find, und erklärte, daß das Telegraphen⸗ 
amt als „Reichs dienſtſtelle“ keine Anweiſung erhal- 
ten habe, die neue preußiſche Orthographie als 
Grundlage für die einſchlägigen reglementariſchen 
Beſtimmungen zu betrachten. Demgemäß wurde das 
den Streitpunkt bildende Wort als „Kreisgerichts⸗ 
rath“ abgegeben, und der Reichsfiskus hatte 5 Pf. 
profitirt. 
— Eine in der Wüſte verſchwundene Expe⸗ 
dition.) Eine Trauerkunde erſchallt aus dem fernen 
Aſtien. Der ungariſche Reiſende, Graf Zechenyi, 
welcher nach Tibet reiſen wollte, wurde von dem 
chineſiſchen Gouverneur der ſüdweſtlichen Provinz, 
von wo er durch die Wüſte wollte, gewarnt, auf 
daß ihn nicht das Schickſal des Oberſten Prſche⸗ 
walsky ereile. Graf Zechenyi kehrte deshalb nach 
Peking zurück und machte dem dortigen deutſchen 
Geſandten dieſe lakoniſche Anzeige. Indeß langte 
auch aus Turkeſtan die Nachricht an, daß einer der 
Führer Prſchewalski's, welcher ihm aus der Stadt 
Schanſou, die am Wüſtenrande liegt, mitgegeben 
wurde, zurückgekehrt ſei und angebe, daß ſich die 
Expedition Prſchewalski's in der Wüſte verirrt habe, 
der Oberſt habe in Folge deſſen alle Führer, unter 
ihnen auch den Erzähler, ausgeſandt, um einen 
Weg aufzuſuchen. Als er dahin zurückk hrte, wo 
er die Expedition zurückgelaſſen hatte, war ſie ver⸗ 
ſchwunden. Dieſe Erzählung klingt zwar inſofern 
unglaublich, als nicht angenommen werden kann, 
daß ein ſo erfahrener Wüſtenreiſender, wie Oberſt 
Prſchewalskl, wenn er beſchloſſen hat, ſich ohne Füh⸗ 
rer vorwärts zu wagen, keine Zeichen errichtet hätte, 
mittels deren ihn die abgeſandten Führer hätten 
finden müſſen, und die weder der Flugſand der 
Wüſte, noch auch der wüthendſte Orkan hätte zer⸗ 
ſtören können; andererſeits iſt aber nicht anzuneh⸗ 
men daß der Führer Prſchewalski im Stiche ge- 
laſſen habe, denn hierfür würde er nach chineſiſchen 
Geſetzen mit dem Tode beſtraft werden. Die Wiſ⸗ 
ſenſchaft würde, wenn ſich die traurige Nachricht 
beſtätigen ſollte, einen unerſetzlichen Verluſt erleiden, 
denn groß ſind die Dienſte, die Prſchewalski ihr 
bis jetzt geleiſtet hat, und namentlich groß waren 
die Hoffnungen, die mon an ſeine jetzige Reiſe 
knüpfte. Deshalb iſt der Wunſch ſehr erklärlich, 
daß ſich die Nachricht nicht beſtätigen möchte. 

— Ueber einen ergreifend tragiſchen Vorfall, 
der auf der Düna in Riga am letzten Montag 
paſſirte, geht ues folgende Mittheilung zu: Eine 
ſehr angeſehene Familie Namens Cußler war Nach ; 
mittags, von einer Trauung kommend, die in der 
inneren Stadt ſtattfand, nach Hauſe gefahren, um 
ſich für den Abend in Balltoilette zu werfen. Ge⸗ 
gen 91/, Uhr Abends paſſtrte die Familie, beſte⸗ 
hend a rs Mann und Frau, einer Tochter von 18 
und einer von 13 Jahren, die im Innern eines 
geſchloſſenen Wagens ſaßen, mit dem Sohne und 
Kutſcher, die auf dem Bock Platz genommen, die 
immer noch ſtark gefrorene Düna, wit dies täglich 
Tauſende thun. 
langt, brach das Eis, Kutſcher und Sohn ſprangen 
vom Bock, während der Wagen mit ſeinen Inſaſſen 
und den beiden Pferden den ſchrecklichen Tod un⸗ 
term Eiſe fanden. Der Wagen mit den vier Lei⸗ 
chen im Ballſtaat, ſowie die beiden Pferde ſind be⸗ 
reits Montan Vormi tag aus Waſſer gezogen wor⸗ 
den D. gretirte Sohn iſt faſt wahnſinnig vor 


Als ſie beinahe am Ufer ange⸗ 


Schmerz, ebenſo iſt der Kutſcher in Folge des aus 
geſtandenen Schrechens kauch mehr der Sprach 
mächtig. g - 

— Auf eine ſeltſame, bemerkenswerthe Art tft 
die Frau des Steinguthändlers Dieckmann, Krauts⸗ 
ſtraße 2 in Berlin, verunglückt. Dieſelbe holte fi 
vor einigen Tagen aus einer Droguenhandlu 
braune Farbe, um, wie das jetzt vie 3 thu 
ſich ſelbſt ein Kleid zu färben. Bald nach beendi 
ter Arbeit erkrankte fie und der Arzt konſtatirte eine 
Vergiftung, herbeigeführt durch Einathmen der 
Dünſte, die dem erwärmten Farbſtoff entſtiegen. Die 
bedauernswerthe Frau liegt ſeit dem zweiten Oſter⸗ 
tag ſchwer krank im ſtädtiſchen Krankenhauſe und 
wird leider an ihrem Aufkommen gezweifelt, zumal 
auch eine Blutvergiftung hinzugetreten ſein ſoll. Der 
gefährliche Farbſtoff iſt im Krankenhauſe ſorgfältig 
unterſucht worden, und wird die Behörde wohl klar 
ſtellen, ob einen Dritten direktes Verſchulden an dem 
Unglücksfalle trifft. 

Stuttgart. (Das Ende eines Mörders.) 
Als vor einigen Tagen die Ueberführung des Mör⸗ 
ders Waibel, der feinen Bruver, deſſen Frau und 
feine zwei Kinder umgebracht, nach dem Hoſpiial 
wegen ärztlich feſtgeſtellten Irrſiuns allgemein ber 
kannt wurde, war die befangene öffentliche Mei⸗ 
nung nur zu ſehr geneigt, die Wahrheit diefer 
Krankheit zu bezweifeln. Im Gefängniß hielt man 
bis zum letzten Moment daran feſt, daß Waibel 
nur aus brutaler Laune ſeine Tobſuchten treibe und 
mit der ſchwerſten Feſſelung ſowohl gebändigt, als 
auch ſonſt gezähmt werden müſſe. Nun iſt nach 
einer tobſüchtig verbrachten Nacht am 25. März 
früh Waibel todt auf ſeinem Lager gefunden wor⸗ 
den, den Kopf vornüber gebeugt. Die Sektion ſei⸗ 
ner Leiche hat zur Evidenz feſtgeſtellt, daß Waibel 
geiſteskrank war. 


Woll berichte. 

Berlin, 28. März. In der heute beendeten 
Woche war der Verkehr fremder Käufer am hleſigen 
Platze recht bedeutend. Kämmer, welche ſonſt ihren 
Bedarf in London zu decken pflegen und andere 
Groß käufer fuhren fort, neben inländiſchen Fabri⸗ 
kanten, ſowohl in deutſchen Rückenwäſchen als auch 
in den übrigen Wollgattungen, ohne wähleriſch in 
der Beſchaffenheit zu fein, die vorhandenen Beftän 
zu räumen. Das Geſchäft trug den Chara 
großer Meinung und die verlangten Preiſe, wel 
wieder etwas erhöht waren, wurden leicht beil- 
ligt. — Zu Kammzwecken wurden nach dem Elſaß, 
der Mark Brandenburg und Thüringen ca. 4000 
Centner preußiſche, vor- und hinterpommerſche und 
Mecklenburger Wollen in »- und aa-Qualität in 
den Preiſen von Anfangs 60er Thlr. verkauft. — 
Zur Stofffabrikation gingen nach der Laufig, Lucken⸗ 
walde und Sachſen circa 1500 Centner mittel 
feine Schäferelwollen verſchiedenen Urſprunges um 
60 Thlr. — Von Locken und Landwsilen entnaßen 
das Inland 300400 Ctr. und ein ähnliches 
Quantum feiner und geringer Gerberw Len wur⸗ 
den nach Sachſen und Thüringen zu etwas erhöh⸗ 
ten Preiſen verkauft. Von Kolonialwollen wurden 
nach dem Auslande und den inländiſchen Fabrik⸗ 
diſtrikten circa 2000 Etr. zu etwa 1 Sgr. pro 
Zollpfund über die letzten Londoner Auktionspreiſe 
abgeſetzt. — Die Zufuhren brachten etwa 1000 
Ctr. deutſcher Rückenwäſchen und 150 Ballen Ko⸗ 
lonialwollen neu an den Markt. Unſer Lagerbe⸗ 
fand wird auf circa 10,000 Ctr. aller Wollgat- 
tungen geſchätzt und iſt durch den ſtarken Abzug 
der Kammwollen in dieſer Gattung etwas reduzirt, 
doch noch im Stande, mäßigen Anſprüchen in Tuch⸗ 
und Stoffwollen zu genügen. 8 


— 


Telegraphiſche Depeſſchen. 
Darmſtadt, 1. April. Die Königin Bik⸗ 
toria und die Prinzeſſin Beatrice ſind heute Nach⸗ 
mittag um 4% Uhr nach Baden-Baden zurück⸗ 
reift. 
g — 1. April. Die Königin Bik⸗ 
toria iſt mit der Prinzeſſin Beatrice heute Abend 
um 6½, Uhr mittelſt Extrazuges hier wieder ein ⸗ 
getroffen. 

Mons, 1. April. In einer Kohlengrube in 
Anderlues fand in der vergangenen Nacht eine Ent⸗ 
zündung ſchlagender Wetter ftatt. Die Zahl der 
dadurch Verunglückten iſt noch nicht bekannt. Be⸗ 
ſchäftigt waren in der Grube 150 Mann; bis jetzt 
ſind 20 Leichen zu Tage gefördert. 8 

Rom, 1. April. Die Frau Kronprinzeſſin 
iſt beute von Pegli hier eingetroffen und von dem 
Botſchafter von Keudell und dem geſamten Bor, 
ſchafts⸗-Perſonale am Bahnhofe empfangen 

London, 1. April. In der hie 
wurden drei Konſervative und ein di 
wählt, die City war auch in dem letzten Parla- 
mente durch drei Konſervative und einen 
vertreten. 

Die „Pall Mall Gazette“, welche zu_ ven "on 
ſervativen Journalen zählt, ſieht das bi“ 
ſultat der Wahlen als eine Niederlage? 
ſteriums an und meint, es ſei unwahrſche l! 
die Wahlen von heute und morgen an d 
ſultate etwas ändern würden, es werde ein t 
der Regierung nothwendig werden. 8 

Newyork, 1. April. Schatzſekre 
erklärte in einer in Mans field (Ohie ede 
Rede mit Bezug auf die bevorſtehende 
wahl, die republikaniſche Partei werde g 
aufnahme der Baarzahlungen und die inge 
Operationen aufrecht erhalten und die Fuitiiules 
nellen Amendements mit allen der Bundesregierung 
zu Gebote ſtehenden Mitteln zur Geltung bringen. 
Die Unionsſchuld habe ſich im vergangenen Monat 
um 14 Millionen Dollars, mithin um einen Be⸗ 
trag vermindert, der größer lei als in jedem Fri 
heren Monat feit dem Beſtehen der Schuld über⸗ 


haupt. 


4 


